
für das Nachschlagewerk! nein 
für die Sammlung! nein
für die fachpresso! nein

Gesetz; § 519 ZPO 
Leitsätze;

k e i n e

.Aktenzeichen: 1 AZB 16/55
Beschluss des BAG vom 21. Oktober 1955 LAG- frankfurt/'Main
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BA 116/55Brankf urt/iVla in

B e_ u c_ h_ 1_ u_ _B_j5 

In Sachen

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts in der 
Sitzung vom 21. Oktober 1955 beschlossen:

Auf die sofortige Beschwere^ des Klägers wird 
der Beschluss der IV. Kammer des Landesarbeits­
gerichts Frankfurt/Main vom 7. Juni 1955 
- IV LA 116/55 - aufgehoben.

G- r ü„Jk d e, i

Der Kläger war vom 1. Oktober 1952 bis 18. Mai 1954 
bei der Beklagten beschäftigt, und zwar im wesentlichen 
als Kraftfahrer. Er hat in dieser Zeit, wie zwischen den
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Parteien im Termin vom 8. März 1955 unstreitig geworden 
ist, 17oo Überstunden geleistet. Der Kläger fordert je 
1,5o DM für diese Überstunden und ausserdem die Bezahlung 
von 549} 25 DM als Verzugskosten, die ihm durch die Inan­
spruchnahme eines Rechtsanwalts entstanden seien. Das Ar­
beitsgericht hat dem Kläger die Überstunden aus der jün- 
sten Zeit bis rückwirkend zum 1. Oktober 1953 mit insge­
samt 982,- DM zugesprochen. Für die vorangegangene Zeit 
hat es den Anspruch des Klägers auf Überstundenentgelt 
als verwirkt angesehen. Den als Verzugsschaden geltend 
gemachten Anspruch auf Ersatz der Auwaltskosten hat das 
Arbeitsgericht unter Hinweis auf § 61 Abs. 1 Satz 2 ArbGG 
abgewiesen.

Gegen dieses Urteil des Arbeitsgerichts hat der Klä­
ger, bevor es ihm' zugestellt war, Berufung eingelegt mit 
dem Anträge,

nach dem Anträge der ersten Instanz zu erkennen.
Die Begründung besteht aus folgenden Sätzen:

"A. Die Einrede der Arglist (Verwirkung) greift 
gegenüber den Ansprüchen des Klägers nicht 
durch'. Kläger hat sich nämlich als Gläubiger 
seiner Rechte nicht illoyal verhalten. Soweit 
er ihre Geltendmachung verzögert haben soll­
te, muss er " vor den Folgen seiner Unerfahren- 
heit oder Bachlässigkeit geschützt werden“ 
(Siebert: “Einrede der Arglist gegenüber Ta­
rif ansprüchen“, BB 55, To f). Kläger W a r  aber 
nicht nachlässig, er war nur unerfahren.

B. Der Verzugsschäden ist materiell begründet, 
nicht prozessual. Als solcher materieller An­
spruch ist er zuzuerkennen. Die Anpassung des 
Antrages an die Entwicklung des Rechtsstrei­
tes bleibt Vorbehalten.“

Nach Ablauf der Berufungsbegründungsfrist hat der Kläger 
noch einen weiteren sieh mit dem Inhalt des ihm inzwischen 
zugestellten Urteils beschäftigenden Schriftsatz vom 12. 
Mai 1955 eingereicht.

3 -
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Das Landesarbeitsgericht hat durch Beschluss vom 
7. Juni 1955 die Berufung des Klägers als unzulässig verwor-, 
fen und hat zur Begründung angeführtj die Berufungsbegründung 
begnüge sich nur in einigen lapidaren Sätzen mit dem Hinweis, 
dass der Einwand der Arglist nicht durchgreife, und berufe 
sich auf einen in einer Zeitschrift abgedruckten Aufsatz; 
auch in seinem weiteren Vortrag beharre er auf einer schon 
im ersten Rechtszuge vertretenen Recht sineinung. Die Berufungs­
schrift lasse jede Bezugnahme auf die Entscheidungsgründe des 
erstinstanzlichen Urteils vermissen» Sie setzte sich mit die­
sem in keiner Weise auseinander»

Gegen diesen Beschluss wendet sich die vom Landesarbeits- 
gericht zugelassene Revisionsbeschwerde.

Ihr war stattzugeben.
Zunächst sind aus der Antragstellung keine Bedenken 

gegen die Zulässigkeit der Berufung zu erheben» Der Kläger 
hat zwar unter Wiederholung seines im ersten Rechtszuge schon 
gestellten Antrages Berufung eingelegt, obwohl dieser mit 
Rücksicht auf den Leileieg des Klägers hätte abgeändert werden 
müssen. Es war aber ersichtlich, dass der Kläger den erstin“ 
stanzlichen Antrag nur insoweit wiederholen wollte, als er 
mit ihm nicht schon im ersten Rechtszuge durchgedrungen war.

Was die Begründung des Antrages anlangt,so ist zunächst 
fectsuhaltcn, dass die Nichtangabe neuer Tatsachen und Beweis­
mittel in der Berufungsbegründung allein noch nicht zur Un­
zulässigkeit der Berufung, sondern nur zur Nichtbeachtung 
etwa später vorgetragener neuer Tatsachen und Beweismittel 
gemäss § 67 ArbGG und § 529 ZPO führen kann ( vgl. Stein- 
Jonas-Schönke § 519 A III pr).

Zwingend erforderlich ist dagegen in der Berufung, die 
sonst unzulässig wäre, die Angabe der Berufungsgründe» Dafür 
genügt weder die .Bezugnahme auf früheres Vorbringen ( RGZ 
143, 291; 144, 6; RAG 14, 5o), allgemeine Redewendungen 
( RG in DR 41, 1854 und RAG 14, 124 ff.) und auch nicht die 
•Aufführung der Richtungspunkte, auf die hin die Anfechtung

4
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erfolgen soll ( vgl» RG in JW 35> 31o2 und RAG 14, 312 ff. 
Rer Berufungskläger muss schon deutlich sagen, was er gege 
das Urteil einzuwenden hat, und zwar so, dass lediglich 
das Durchlesen des Urteils und der Berufungshegründung 
genügt, um das dem Gericht und dem Gegner klar zu machen.

Ras hat hier der Kläger in seiner - allerdings äus- 
serst knappen - Berufungabegründung getan. Es fehlt zwar 
eine eingehende Auseinandersetzung mit den Ausführungen 
des angefochtenen Urteils $ es geht aber doch immerhin, was 
das Landesarbeitsgericht übersehen hat, aus der Berufungs- 
begründung deutlich hervor, dass der Kläger, was zulässig 
ist ( vgl. RG in JW 36» 2654 Er. 13)» lediglich die beiden 
Rechtsfragen des Rechtsstreits - Verwirkung und Geltend­
machung von Anwaltskosten als Verzugsschaden - zur Über­
prüfung durch das Landesarbeitsgericht stellen will, und 
dass er entgegen dem Urteil an seiner Rechtsauffassung in 
diesen Punkten festhält.-Er hat noch für seine Rechtsauf­
fassung zur Eiage der Verwirkung einen Aufsatz von Siebert 
zitiert. Ob dieser Aufsatz, der sich mit der Verwirkung 
von garifansprüchen befasst, hier passt, ist eine Präge, 
die schon über die Zulässigkeit der Berufung hinausgeht 
( vgl. Stein-Jonas-Schönke § 519 A XII 2 c). Er hat mit 
dem Satz, dass er nicht nachlässig, sondern nur unerfahren 
gewesen sei, an den konkreten Sachverhalt ahgeknüpft und 
damit zum Ausdruck gebracht, dass seiner Meinung nach für 
die Verwirkung nicht nur die Lage des Schuldners, sondern 
auch des Gläubigers betrachtet werden müsse-. Auch für die 
Präge, ob die Bestimmung des § 61 ArbGG die Geltendmachung 
von Anwaltskosten als Verzugssehaden ausschliesse, hat er 
auf den seiner Meinung nach massgebenden Gesichtspunkt, 
dass Prozessvorschriften ihm seinen materiell begründeten 
Anspruch nicht nehmen könnten, hingewiesen.

Es war auch zu berücksichtigen, dass an eine ledig­
lich rechtliche Nachprüfung erstrebende Berufungsbegrün­
dung { vgl. RGB 164» 39o ff) kaum strengere Anforderungen
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zu stellen sind als an eine Revisionsbegründung ( vgl, auch, 
den Hinweis in Stein-Jonas-Schonke zu § 519 III 2 a auf die 
Praxis zu § 554 Abs. 3). Pur die Revisionsbegründung hat aber 
der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts im Urteil vom 
29. Juni 1954 -.2 AZR 13/53 - (AP zu § 611 BGB Hr. 1) aasge­
führt, dass es zur Bezeichnung der verletzten Rechtsnorm ge­
nüge, wenn sie durch den eindeutigen Hinweis wie etwa das 
Wort " Terwirkung ” angegeben werde.

Der angefochtene Beschluss war daher aufzuheben.

gez. Br. Honig Br. Poelmann Br.Meier-Seherling
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